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Sachverhaltskomplex I: Das Geschehen in den Weinbergen

A.
Strafbarkeit des B:

I.
B könnte sich durch das Inbrandsetzen der Scheune wegen schwerer Brandstiftung nach § 306a Nr. 3 StGB strafbar gemacht haben.


Voraussetzung dafür wäre, dass die Scheune taugliches Tatobjekt war. Dazu müsste sie dem Aufenthalt von Menschen "gedient haben".

Grundsätzlich ist ein Dienen zum Aufenthalt von Menschen auch bei Scheunen zu bejahen. Zu beachten ist jedoch, dass § 306 Nr. 3 verlangt, dass das Gebäude zu einer Zeit in Brand gesetzt wurde, während der sich Menschen dort regelmäßig aufzuhalten pflegten. Dies ist vorliegend insoweit von Belang, als die Scheune nur in den Sommermonaten benutzt wurde. Da B den Brand in den Wintermonaten legte, fehlt es demnach an der einschränkenden Voraussetzung des § 306a I Nr. 3 StGB, so dass eine Strafbarkeit diesbezüglich entfällt.

II.
B könnte sich aber wegen Brandstiftung nach § 306 Abs. 1 Alt. 1 StGB strafbar gemacht haben.

1.
B hat die Scheune des Bauern D, eine in fremdem Eigentum stehendes Gebäude bzw. eine landwirtschaftliche fremde Anlage im Sinne des § 306 Abs. 1 Nr. 1 bzw. Nr. 6 StGB in Brand gesetzt. Der objektive Tatbestand ist damit erfüllt. 

2.
Fraglich ist jedoch, ob B vorsätzlich gehandelt hat. Bedenken wirft insoweit die Tatsache auf, dass sich B vorstellte, die Scheune stehe im Eigentum des A, der in die Brandlegung eingewilligt habe. Zu prüfen ist daher, ob diese Fehlvorstellung den Vorsatz ausschließt. Die Frage lässt sich nicht ohne Blick auf das Wesen des Vorsatzes beantworten. Begreift man den Vorsatz richtigerweise als Kausalverläufe steuernden Verwirklichungswillen, so kann für die subjektive Tatseite allein ausschlaggebend sein, dass der Täter das konkret vor ihm befindliche Rechtsgutsobjekt angreifen wollte und dies letztlich auch getan hat. Entscheidend ist nach § 16 nämlich, dass der Täter die Umstände kannte, die zum gesetzlichen Tatbestand gehören. Das aber war hier der Fall. Eine bloße Identitätsabweichung stellt demgegenüber lediglich einen für den Vorsatz unbeachtlichen Motivirrtum dar, sofern vermeintlich angegriffenes und wirklich betroffenes Objekt tatbestandlich gleichwertig sind. Da es sich bei der Scheune des D und der des A um jeweils in fremdem Eigentum stehende Gebäude handelte, waren die verwechselten Angriffsobjekte im Sinne des § 306 Abs. 1 Nr. 1 StGB rechtlich gleichwertig. Der error in objecto des B war daher für den Vorsatz unbeachtlich.

3.
Eine Rechtfertigung durch Einwilligung ist ausgeschlossen, da sich die denkbare Einwilligung des A lediglich auf seine Scheune bezog. Allerdings ist B beim Inbrandsetzen der Scheune davon ausgegangen, dass hinsichtlich des konkreten Objekts eine Einwilligung vorliegt. Insoweit könnte ein sog. Erlaubnistatbestandsirrtum gegeben sein; dieser würde voraussetzen, dass sich der Täter irrig Umstände vorgestellt hat, die für den Fall ihres Gegebenseins die konkrete Tat rechtfertigen würden. In Betracht kommt insoweit der Rechtfertigungsgrund der Einwilligung. Problematisch ist allerdings insoweit, ob A hinsichtlich der Brandlegung überhaupt über sein Rechtsgut verfügen konnte. Entscheidend dafür ist das durch § 306 Abs. 1 Nr. 1 StGB geschützte Rechtsgut. Zu beachten ist dabei, dass es sich bei dieser Bestimmung nicht um ein gemeingefährliches Delikt, sondern um einen Spezialfall der Sachbeschädigung, d.h. um ein Eigentumsdelikt handelt, was sich daraus ergibt, dass diese Alternative im Gegensatz zu den übrigen Brandstiftungstatbeständen das Inbrandsetzen einer "fremden" Sache verlangt. Da die Scheune freistehend war, war sie auch nicht geeignet, das Feuer einer der in § 306a StGB genannten Räumlichkeiten mitzuteilen, so dass nicht von einer Gemeingefährlichkeit der Tathandlung auszugehen ist. Die rechtfertigende Wirkung der Einwilligung des A scheitert daher nicht an seiner Dispositionsbefugnis.

Denkbar wäre darüber hinaus, analog § 228 eine Dispositionsbefugnis wegen Sittenwidrigkeit abzulehnen, weil A zum Zwecke des Versicherungsbetruges in eine Eigentumsverletzung eingewilligt hat. Allerdings dürfte eine Analogiefähigkeit des § 228 außerhalb der Körperverletzungsdelikte abzulehnen sein. Das Gesetz hat sich ausdrücklich nur im Bereich dieser Delikte für einen Ausschluss der Einwilligungsfähigkeit entschieden, so dass eine analoge Erweiterung auf andere Deliktsbereiche dem gesetzgeberischen Willen entgegenliefe. § 228 StGB kann daher nicht auf die Tat des § 306 Abs. 1 Nr. 1 StGB übertragen werden. Es lag daher eine wirksame Einwilligung des A bezüglich seiner Scheune vor. Der Irrtum des B bezog sich daher auf die sachlichen Voraussetzungen eines anerkannten Rechtfertigungsgrundes, er stellt daher keinen Rechtsirrtum im Sinne eines Erlaubnisirrtums, sondern einen sog. Erlaubnistatbestandsirrtum dar.

4.
Die Behandlung dieses sog. Erlaubnistatbestandsirrtums ist nach wie vor umstritten. 

Denkbar wäre, unter Anwendung des § 17 StGB einen Verbotsirrtum anzunehmen. Dafür spräche, dass der Täter der tatbestandsvorsätzlich ein Rechtsgut angreift, erhöhte Aufmerksamkeit darauf verwenden muss, ob tatsächlich eine Rechtfertigung besteht, anderenfalls eine Vorsatzbestrafung gerechtfertigt ist, sofern der Irrtum vermeidbar war. Eine so verstandene strenge Schuldtheorie übersieht jedoch, dass sich der Täter eigentlich rechtstreu verhalten wollte und ihm lediglich ein Mangel an Sorgfalt vorgeworfen werden kann. Dies spricht im Sinne der eingeschränkten Schuldtheorie gegen eine Heranziehung des § 17 StGB und für eine analoge Anwendung des § 16 Abs. 1 StGB. Denn hier wie dort geht es dem Täter bei seiner Tat um die Einhaltung der vom Gesetzgeber festgeschriebenen Grenzen. Unterstützt wird dieses Ergebnis durch die logisch nicht angreifbare Lehre von den negativen Tatbestandsmerkmalen, die sogar zur direkten Anwendung des § 16 StGB gelangt, indem sie die Rechtfertigung als negatives Tatbestandsmerkmal auffasst. Gegen diese Lehre von den negativen Tatbestandsmerkmalen spricht hier aber immerhin, dass der Gesetzgeber mit "gesetzlicher Tatbestand" in § 16 StGB lediglich die Tatbeschreibungen des Besonderen Teils des StGB gemeint haben dürfte, nicht aber Rechtfertigungsgründe des Allgemeinen Teils.

In ihren Ergebnissen vergleichbar mit der eingeschränkten Schuldtheorie ist die sog. rechtsfolgenverweisende eingeschränkte Schuldtheorie. Nach ihr liegt Handlungsvorsatz vor, aber es ist wegen des herabgesetzten Schuldgehalts nur wegen Fahrlässigkeit zu bestrafen (sog. Fehlen der Vorsatzschuld). Diese Lehre lässt also den Handlungsvorsatz bestehen und nimmt nur ein Schulddefizit an, was zur Folge haben soll, dass nur die Rechtsfolgen, nicht aber die Voraussetzungen des § 16 StGB entsprechend anzuwenden sind. 

Wie die eingeschränkte Schuldtheorie gelangt also auch sie im Ergebnis zum Ausschluss einer Vorsatzbestrafung, so dass an dieser Stelle noch offen bleiben kann, welcher der beiden Auffassungen der Vorzug zu geben ist. 

III.
Gegeben ist jedoch eine Strafbarkeit wegen fahrlässiger Brandstiftung gem. § 306d StGB. B hat durch die Brandlegung an der Scheune des A objektiv wie subjektiv sorgfaltswidrig einen Brand in rechtswidriger und schuldhafter Weise verursacht.

IV.
Ein Herbeiführen einer Brandgefahr gem. § 306f StGB ist hier nicht anzunehmen, weil dieser Gefährdungstatbestand lediglich bei den gemeingefährlichen Brandstiftungen eingreift. 

V.
Durch das Inbrandsetzen der Scheune könnte sich B darüber hinaus wegen Versicherungsbetruges nach § 265 StGB strafbar gemacht haben. Dadurch, dass B eine gegen Feuersgefahr versicherte Scheune des Bauern D in Brand setzte, hat er den objektiven Tatbestand des § 265 StGB erfüllt.

Auch hat B in der Absicht gehandelt, einem Dritten Leistungen aus der Versicherung zu verschaffen.

Ursprünglich ins Auge gefasste und tatsächlich in Brand gesetzte Scheune waren jeweils gegen Feuersgefahr versichert, so dass wegen der tatbestandlichen Gleichwertigkeit der verwechselten Objekte auch im Sinne des § 265 StGB der error in objecto für den Vorsatz des B unbeachtlich war.

Fraglich ist jedoch, ob auch im Rahmen des § 265 zu Gunsten des B ein bestehender Erlaubnistatbestandsirrtum angenommen werden kann, mit der Folge, dass eine Vorsatzbestrafung ausscheidet (siehe oben). Dies ist jedoch abzulehnen, da einer etwaigen Einwilligung des A im Rahmen des § 265 StGB keine rechtfertigende Wirkung zukommen würde. Geschütztes Rechtsgut des § 265 StGB ist nämlich das Versicherungsvermögen, d.h. das Interesse der Allgemeinheit an der Funktionsfähigkeit der Versicherungswirtschaft. Die Möglichkeit einer Einwilligung scheitert daher an der fehlenden Dispositionsbefugnis des A. B hat daher keine Umstände irrig angenommen, die im Falle ihres Gegebenseins den Versicherungsbetrug rechtfertigen würden. Auch unter dem Gesichtspunkt des Erlaubnistatbestandsirrtums scheidet daher eine Vorsatzbestrafung aus § 265 StGB nicht aus.

VI.
Konkurrenzen: Die durch ein und dieselbe Handlung verwirklichten §§ 306d, 265 StGB stehen zueinander in Idealkonkurrenz, § 52 StGB.

B.
Strafbarkeit des A

I.
A könnte sich wegen Anstiftung zu § 306 Abs. 1 Nr. 1 StGB strafbar gemacht haben.

1.
Die Anstiftung setzt gem. § 26 StGB eine vorsätzlich begangene rechtswidrige Haupttat voraus.


An dieser Stelle bedarf es eines näheren Eingehens auf die oben noch offengelassene Frage, ob der vorsatzverneinenden oder der rechtsfolgenverweisenden eingeschränkten Schuldtheorie zu folgen ist, da diese den Irrtum auf verschiedenen Deliktsstufen behandeln. 


Wie bereits oben dargestellt, gelangt die sog. eingeschränkte Schuldtheorie zu dem Ergebnis, dass § 16 Abs. 1 StGB entsprechend auf den Erlaubnistatbestandsirrtum anzuwenden ist. Dies hat scheinbar zur Folge, dass eine für die Teilnahme notwendige vorsätzliche Haupttat fehlt. Ein Ergebnis, das die sog. rechtsfolgenverweisende eingeschränkte Schuldtheorie dadurch zu umgehen versucht, dass sie den Handlungsvorsatz bestehen lässt, und lediglich ein Schulddefizit im Wege des Wegfalls der sogenannten Vorsatzschuld annimmt. Jedoch ist letztere Theorie dogmatisch nicht haltbar, weil sie Voraussetzung und Rechtsfolgen des § 16 unterschiedlich behandelt.

Dieser Lehre ist jedoch entgegenzuhalten, dass sie letztlich Voraussetzungen und Rechtsfolgen einer Norm unzulässigerweise unterschiedlich behandelt. Schünemann hat sie daher zu Recht eine "dogmatische Missgeburt" genannt. Der scheinbare Vorteil dieser Lehre, nämlich dass sie eine Teilnehmerbestrafung ermöglicht, weil sie den Handlungsvorsatz bestehen lässt und damit eine vorsätzliche rechtswidrige Haupttat weiterhin als gegeben sieht, kann deren dogmatische Nachteile nicht ausgleichen. Im übrigen ist auch bei Anwendung der vorsatzverneinenden Schuldtheorie - worauf ihre Vertreter zu Recht hinweisen - eine Teilnehmerbestrafung nicht ausgeschlossen, da §§ 26, 27 so verstanden werden können, dass diese lediglich das Vorhandensein eines Tatbestandsvorsatzes, nicht aber eines Unrechtsvorsatzes verlangt.

Erkennt man dies an, so scheidet vorliegend auch bei Anwendung der eingeschränkten Schuldtheorie die Anstiftung zu § 306 Abs. 1 Nr. 1 StGB nicht bereits mangels Vorliegens einer tatbestandsvorsätzlich begangenen rechtswidrigen Haupttat aus, weil der Erlaubnistatbestandsirrtum des Vordermanns lediglich den Unrechtsvorsatz beseitigt hat. 

2.
A hat den B auch objektiv dazu bestimmt, eine Brandstiftung herbeizuführen. 

3.
Fraglich ist allein, ob A vorsätzlich gehandelt hat. Die Voraussetzung dafür wäre, dass A Vorsatz hinsichtlich einer rechtswidrigen Haupttat gehabt hätte. Davon ist vorliegend jedoch nicht auszugehen, weil seine Einwilligung in die Brandlegung seiner Scheune rechtfertigende Wirkung für den B gehabt hätte, so dass er also keinen Rechtswidrigkeitsvorsatz hatte. A hat sich daher nicht wegen Anstiftung zur Brandstiftung nach §§ 306 Abs. 1 Nr. 1, 26 StGB strafbar gemacht.

II.
In gleicher Weise scheidet eine Strafbarkeit des A wegen versuchter Anstiftung zur Brandstiftung an seiner eigenen Scheune gem. §§ 306 Abs. 1 Nr. 1, 30 Abs. 1 StGB aus, weil ihm auch diesbezüglich der Tatentschluss bezüglich einer rechtswidrigen Haupttat fehlte.

III.
Denkbar wäre allenfalls eine fahrlässige Brandstiftung gem. § 306d StGB für A in Betracht zu ziehen. Tatsächlich wird man davon ausgehen können, dass A nicht ohne weiteres damit rechnen durfte, B werde den Weg bei Nacht ohne weiteres zu seiner Scheune finden. Er hat sich daher hinsichtlich des durch die Verwechslung eingetretenen Erfolgs objektiv wie subjektiv sorgfaltswidrig verhalten.

IV.
In Betracht kommt schließlich eine Bestrafung des A wegen Anstiftung zum Versicherungsbetrug gem. §§ 265, 26 StGB.

Eine vorsätzliche rechtswidrige Haupttat liegt hier in Form eines vollendeten Versicherungsbetruges nach § 265 StGB vor (siehe oben). Zu dieser Tat hat A den B auch bestimmt. 

Da die Einwilligung des A bezüglich des § 265 StGB keine rechtfertigende Wirkung entfaltet, kann auch nicht davon ausgegangen werden, dass sich der Anstiftervorsatz nicht auf eine rechtswidrige Haupttat richtete.

Allerdings stellt sich das zusätzliche Problem, dass der Haupttäter das von dem Anstifter ins Auge gefasste Objekt mit einem tatbestandlich gleichartigen verwechselt hat, so dass auf die Frage einzugehen ist, welche Auswirkungen dies für die Strafbarkeit des Anstifters hat.

Nach wohl herrschender Meinung ist der für den Haupttäter unbeachtliche error in objecto aus Akzessorietätsgründen auch für den Anstifter unbeachtlich, solange sich die Abweichung noch im Rahmen des nach allgemeiner Lebenserfahrung Vorhersehbaren hält. 

Nach einer in der Literatur im vordringend befindlichen Auffassung handelt es sich dagegen bei dem error in objecto des Täters für einen maßgeblichen aberratio ictus des Anstifters, was im Ergebnis dazu führt, dass der Hintermann lediglich wegen versuchter Anstiftung gem. § 30 StGB strafbar ist.

Für letztgenannte Auffassung wird vorgetragen, dass sie dem wahren Willen des Anstifters besser Rechnung trägt und nur schwer einzusehen ist, weshalb der Hintermann für sämtliche Fehlhandlungen des Vordermanns verantwortlich sein soll. So ließe sich etwa an den Fall denken, dass B Dutzende von falschen Scheunen angezündet hätte, bevor er die richtige niedergebrannt hätte (in diesem Sinne auch die auf Tötungsdelikte zugeschnittene sogenannte Blutbadtheorie von Binding). Nach der erstgenannten Auffassung, so wird eingewandt, wäre der Hintermann in solchen Fällen Anstifter zu sämtlichen Tathandlungen des Vordermanns, obgleich er einen so weitgehenden Vorsatz sicherlich niemals gefasst hatte.    

Dennoch scheint aber für § 265 StGB die Auffassung, die den error in objecto des Vordermanns für den Hintermann als unbeachtlich begreift, besser vertretbar; vor allem ließe sich bei § 265 mit dem geschützten Rechtsgut (Schutz der Versicherungswirtschaft) argumentieren, dass ein Fehlgehen für den Anstifter zumindest dann unbeachtlich ist, wenn jedenfalls die Versicherungswirtschaft - wie vorliegend - negativ betroffen ist. Sofern man die Versicherungswirtschaft nämlich zumindest als mitgeschützt begreift, hat § 265 StGB einen überindividuellen Charakter, der die Notwendigkeit einer Konkretisierung des Vorsatzes auf ein bestimmtes Versicherungsobjekt in den Hintergrund drängt. 
Sachverhaltskomplex II: Das Geschehen in der Stadt.

A.
Strafbarkeit des A

I.
Erpresserischer Menschenraub nach § 239 a Abs. 1 Alt. 2 scheidet aus, da schon die Tathandlung des Sichbemächtigens als Erlangung physischer Gewalt über einen Anderen entfällt, wenn der Betroffene mit dem Täterverhalten einverstanden ist und sich zum Schein als Geisel hergibt.

II.
Denkbar wäre Raub durch Erzwingung der Geldherausgabe, § 249 

1.
Als Nötigungsmittel kommt hier die Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben in Betracht.

2.
Das Geld war für A fremd.

3.
Es fehlt jedoch nach allgemeiner Auffassung an der Wegnahme.

a)
Nach der Rechtsprechung, die auf den äußeren Verschaffungsakt abstellt, lag eine Weggabe vor. 

b)
Nach der Literatur, die auf die innere Willensrichtung des Genötigten abstellt, lag in der Herausgabe durch den panzerglasgeschützten Schalterbeamten eine willentliche Gewahrsamsverschiebung, weil der Täter der Mitwirkung des Kassierers bedurfte und außerdem noch Raum für eine Wahlmöglichkeit des Schalterbeamten bestand.

Damit entfällt der Tatbestand des Raubes.

III.
In Betracht kommt jedoch räuberische Erpressung gem. §§ 253, 255

1.
Als Zwangsmittel kommt hier eine Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben in Betracht

a)
Dadurch, dass A dem B den Revolver an die Schläfe hielt und erklärte, er werde diesen erschießen, hat er gegenüber K eine Drohung ausgesprochen. Zwar war er weder in der Lage noch beabsichtigte er, seine Drohung in die Tat umzusetzen; jedoch kommt es für die Drohung lediglich darauf an, dass nach dem Willen des Täters das Opfer an deren Durchführbarkeit und Ernstlichkeit glaubt.

b)
In dem Vorhalten der Schusswaffe liegt die Ankündigung einer Tötung. Dass dieses Übel nicht unmittelbar den K betraf, sondern einen Dritten, nämlich den B, steht einer Anwendung der §§ 253, 255 nicht entgegen. Entscheidend ist vielmehr, dass die Drohung einen vernünftigen Durchschnittsmenschen zur Willensbeugung bewegen kann.

2.
Durch die erzwungene Herausgabe des Kasseninhalts liegt auch eine Vermögensverfügung vor. 

3.
Der Vermögensschaden ist zwar nicht bei K, sondern bei der Hypobank eingetreten. Wie beim Dreiecksbetrug genügt es jedoch, dass der Genötigte vor seinem vermögensmindernden Verhalten in einer Nähebeziehung zum Geschädigten gestanden hat. Vorliegend ergibt sich dies bereits aus dem Anstellungsverhältnis des K bei der Hypobank.

4.
A handelte vorsätzlich und in Absicht rechtswidriger und stoffgleicher Bereicherung.

5.
A hat rechtswidrig und schuldhaft gehandelt.

Ergebnis: A ist wegen räuberischer Erpressung nach §§ 253, 255 strafbar.

IV.
Ob im vorliegenden Fall eine Strafschärfung nach § 250 I Nr. 1 b eingreift, hängt davon ab, ob man die Scheinwaffe unter diese Tatbestandsalternative zieht. Die Rechtsprechung bejaht diese Strafschärfung, da es allein auf die Opferwirkung ankäme und nicht auf die tatsächliche Gefährdung. Eine Ausnahme solle nur dann gelten, wenn die Scheinwaffe ersichtlich ungefährlich ist (z.B. Bedrohung mit einem Labello im Rücken des Opfers, weil dann nicht der Nötigungs- sondern der Täuschungscharakter der Handlung im Vordergrund stehe).

V.
Denkbar wäre noch die Annahme eines Betrugs gem. § 263, weil A den K darüber getäuscht hat, dass er tatsächlich überhaupt keine schussbereite Waffe in Händen hatte. Indessen kommt nach nahezu einhelliger Auffassung bei einer Scheindrohung neben der Bestrafung aus Raub bzw. räuberischer Erpressung ein Betrug hinsichtlich desselben Objekts nicht mehr in Frage, weil der Täuschungscharakter völlig in der Drohung aufgeht, wenn die Täuschung lediglich zur Unterstützung oder Verstärkung der Drohung eingesetzt wird. Während die Rechtsprechung die Tatbestandsmäßigkeit einer Täuschung dann bereits ablehnt, scheidet die herrschende Literatur Betrug auf der Konkurrenzebene aus, weil dessen Unwert in der Bestrafung wegen Erpressung bereits enthalten sei. 

VI.
Die Nötigung gegenüber K tritt hinter dem spezielleren § 255 zurück.

VII.
Hausfriedensbruch gem. § 123 scheidet aus, da A beim Betreten der Bank vom äußeren Erscheinungsbild eines normalen Kunden nicht abgewichen ist. 

Ergebnis: A ist strafbar wegen schwerer räuberischer Erpressung, sofern man der Rechtsprechung bezüglich § 250 I Nr. 2 folgt.

B.
Strafbarkeit des B

Da B durch seine Anwesenheit am Tatort die Drohung gegenüber K erst ermöglichte, hatte er sowohl Mittäterschaftswillen als auch Mitherrschaft, so dass er nach allen Theorien Mittäter an den Taten des A ist. 
II.

Ob ein Verstoß gegen das Belehrungsgebot des § 136 StPO ein Verwertungsverbot gegen den nicht belehrten Beschuldigten nach sich zieht, war lange Zeit umstritten. Der BGH hat §§ 136 I 2, 163a IV 2 StPO lange als bloße Ordnungsvorschrift qualifiziert und damit ein Verwertungsverbot abgelehnt. BGHSt 38, 314ff. hat diese Rechtsprechung jedoch aufgegeben. Der BGH begründete dies damit, dass der Grundsatz, demzufolge im Strafprozess niemand gegen sich selbst auszusagen braucht, zu den anerkannten Prinzipien des Strafprozesses gehöre und insgesamt der Achtung vor der Menschenwürde entspreche. Ein Verwertungsverbot sei umso wichtiger, als der Beschuldigte bei der ersten Vernehmung – verglichen mit den Verhältnissen in der Hauptverhandlung, nicht in geringerem, sondern sogar in höherem Maße der Gefahr ausgesetzt sei, sich selbst zu belasten. Ein Verwertungsverbot solle daher nur dann nicht eingreifen, wenn der Beschuldigte sein Schweigerecht auch ohne Belehrung gekannt habe oder wenn der verteidigte Angeklagte den Belehrungsfehler nicht bis zu dem in § 257 StPO genannten Zeitpunkt rügt (sog. Widerspruchslösung). 

Nach allem ist die Aussage des Brandner jedenfalls gegen ihn selbst nicht verwertbar.

Unter Hinweis auf den Rechtskreisgedanken hat der BGH in StV 1995, 231 dagegen eine Unverwertbarkeit der ohne Belehrung erfolgten Aussage gegen einen Mitbeschuldigten abgelehnt. § 136 I 2 StPO diene nicht den Interessen von Mitbeschuldigten und Mitangeklagten, weshalb deren Rechtskreis von einem gegen andere Beschuldigte gerichteten Verstoß gegen die Belehrungsvorschrift nicht berührt werde. Danach kann die Aussage des Brandner also gegen den Aigner verwertet werden. Die Entscheidung ist in der Literatur jedoch zu Recht auf Ablehnung gestoßen, weil sie im Ergebnis zu einer nicht hinnehmbaren Überkreuzverwertung führen kann: Es müssten nur beide Mitbeschuldigte nicht belehrt und die jeweilige Aussage gegen den anderen verwertet werden. Dies aber ist nicht hinnehmbar und übersieht, dass § 136 I StPO ein Aussageverweigerungsrecht in der Sache, d.h. bezüglich der gesamten historischen Tat verleiht und den Mitangeklagten damit automatisch mitschützt (vgl. Jäger, Beweisverwertung und Beweisverwertungsverbote im Strafprozess, 2003, S. 168). Richtigerweise muss die Aussage daher auch im Verhältnis zum mitbeschuldigten oder mitangeklagten Aigner unverwertbar sein.   






